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Das digitale Omnibus-Paket der EU: Änderun-
gen und neue Fristen bei der Umsetzung der 
EU KI-Verordnung werden kommen 
 

 

Executive Summary  
 

Noch bevor die KI-Verordnung der EU vollständig in Kraft 

ist, nimmt der EU-Gesetzgeber erste größere Anpassun-

gen vor. Im März 2026 nahmen sowohl das Europäische 

Parlament als auch der Rat der EU ihre jeweiligen Positio-

nen zur Vereinfachung bestimmter Vorschriften für 

künstliche Intelligenz („Digital-Omnibus-Verordnung“). 

Ziel der Anpassungen ist es, den Verwaltungsaufwand zu 

verringern, Rechtssicherheit zu schaffen und Innovation 

zu fördern. Trotzdem macht Brüssel sehr deutlich: Die EU 

wird die grundlegenden politischen Ziele der KI-Verord-

nung nicht aus den Augen verlieren und sich weiterhin für 

die Regulierung der künstlichen Intelligenz einsetzen.  

Allerdings sollen der bislang vorgesehene Zeitplan und 

bestimmte Anforderungen neu kalibriert werden, um die 

Umsetzbarkeit und Wettbewerbsfähigkeit zu gewährleis-

ten. 

Im Folgenden werden wichtige Aspekte der aktuellen Ent-

wicklungen und deren Bedeutung für die Praxis erläutert. 

1. Fristen für die Anwendung von Hochrisiko-KI-Rege-

lungen verschoben 

 

Das Kernstück des KI-Omnibus ist die Verschiebung der 

Fristen für die Anwendung bestimmter Vorschriften in Be-

zug auf Hochrisiko-KI-Systeme. In der ursprünglichen Pla-

nung der KI-Verordnung sollte der Großteil der Anforde-

rungen für Hochrisiko-KI-Systeme ab dem 2. August 2026 

gelten. Es ist jedoch unwahrscheinlich, dass die wichtigs-

ten harmonisierten Normen bis zu diesem Zeitpunkt fina-

lisiert sein werden, was zu einer untragbaren Situation für 

die Anbieter führen würde, die Vorschriften einhalten 

müssten, für die es keine anerkannten technischen 

Benchmarks gibt. 

Parlament und Rat haben sich daher auf die folgenden 

Umsetzungs- bzw. Anwendungsfristen geeinigt – ein 

wichtiges Signal der Einigkeit im Vorfeld der Trilog-Ver-

handlungen: 

 

2. Dezember 2027: Für eigenständige Hochrisiko-KI-Sys-

teme, die in Anhang III der KI-Verordnung aufgeführt sind, 

einschließlich solcher, die Biometrie beinhalten oder in 
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kritischen Infrastrukturen, Bildung, Beschäftigung, grund-

legenden Diensten, Strafverfolgung, Justiz und Grenzma-

nagement eingesetzt werden. 

 

2. August 2028: Für Hochrisiko-KI-Systeme, die in Pro-

dukte eingebettet sind oder als Sicherheitskomponenten 

von Produkten dienen, die unter sektorspezifische 

Rechtsvorschriften der EU über Sicherheit und Markt-

überwachung fallen (z. B. Medizinprodukte, Funkgeräte, 

Maschinen). 

 

 

2. Kürzere Fristverlängerung für Wasserzeichen-Vor-

schriften 

 

Das Parlament hat sich auch mit dem Zeitplan für die Ein-

haltung der Kennzeichnungspflicht (Wasserzeichen) be-

fasst. Demnach müssen Anbieter KI-generierte Audio-, 

Bild-, Video- oder Textinhalte entsprechend ihrer künstli-

chen Herkunft kennzeichnen. Während die Kommission 

eine Verlängerung der Frist bis zum 2. Februar 2027 vor-

geschlagen hatte, spricht sich das Europäische Parlament 

für eine kürzere Verlängerung aus und legt die neue Frist 

auf den 2. November 2026. Dies spiegelt die Ansicht des 

Parlaments wider, dass Transparenzverpflichtungen für 

KI-generierte Inhalte möglichst bald gelten sollen. 

 

 

3. Neu: Verbot von „Nudifier“-KI-Systemen 

 

Sowohl der Rat als auch das Parlament sind über den ur-

sprünglichen Vorschlag der Kommission hinausgegangen 

und haben eine neue Kategorie verbotener KI-Praktiken 

eingeführt. Das Parlament schlägt ein Verbot sogenann-

ter „Nudifier“-Systeme vor. Diese Tools verwenden KI, um 

Bilder zu erstellen oder zu manipulieren, die explizit sexu-

ell oder intim sind und einer identifizierbaren realen Per-

son ähneln, ohne dass diese zugestimmt hat. Das Verbot 

würde nicht für KI-Systeme gelten, die ihre Nutzer und 

Nutzerinnen durch wirksame Sicherheitsmaßnahmen da-

ran hindern, solche Bilder zu erstellen.  

 

Der Rat geht sogar noch weiter und verbietet KI-Prakti-

ken, die nicht einvernehmliche sexuelle und intime In-

halte sowie Material im Bereich des sexuellen 

Kindesmissbrauchs generieren. Die Übereinstimmung der 

beiden Organe in dieser Frage deutet darauf hin, dass der 

endgültige Text sehr wahrscheinlich ein solches Verbot 

enthalten wird, wobei der genaue Umfang im Trilog aus-

gehandelt werden muss. 

 

 

4. Wiederaufnahme der Registrierungspflicht 

 

Eine bemerkenswerte Entwicklung ist die Wiederauf-

nahme der Registrierungspflicht für Anbieter von Hochri-

siko-KI-Systemen in einer EU-Datenbank. Dies gilt selbst 

dann, wenn die Anbieter der Ansicht sind, dass ihre Sys-

teme gemäß Artikel 6 Absatz 3 der KI-Verordnung nicht 

als Hochrisiko-Systeme eingestuft werden. Ursprünglich 

hatte die Kommission die Abschaffung dieser öffentlichen 

Registrierungspflicht vorgeschlagen, die durch eine reine 

Dokumentationspflicht ersetzt werden sollte. Die Kehrt-

wende des Rates spiegelt das Beharren der Mitgliedstaa-

ten auf Transparenz und Rechenschaftspflicht wider, ins-

besondere bei Systemen, die in sensiblen Bereichen zum 

Einsatz kommen. 

 

 

5. Vereinfachungen für KMU und „Small Mid-Cap“-Un-

ternehmen 

 

Sowohl das Parlament als auch der Rat unterstützen den 

Vorschlag der Kommission, die derzeit für KMU geltenden 

regulatorische Privilegien auch auf sogenannte „Small 

Mid-Cap“-Unternehmen (kleine mittelständische Unter-

nehmen) auszuweiten. Dies ist ein begrüßenswerter 

Schritt für skalierende europäische KI-Unternehmen, die 

in einem Moment entlastet werden, in dem sie wachsen 

und sich dem internationalen Wettbewerb stellen. 

 

 

6. Weniger Überschneidungen mit branchenspezifi-

schen Vorschriften 

 

Das Parlament hat sich für eine Lockerung der Verpflich-

tungen im Rahmen der KI-Verordnung für Produkte aus-

gesprochen, die bereits umfassenden sektorspezifischen 

EU-Produktsicherheitsvorschriften unterliegen, wie zum 

Beispiel Medizinprodukte, Funkanlagen und Spielzeug. 
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Der Rat wiederum hat die Kommission beauftragt, Wirt-

schaftsakteuren, deren Hochrisiko-KI-Systeme in ihrer 

Branche bereits unter Harmonisierungsvorschriften fal-

len, Hilfestellung dabei zu geben, die Anforderungen der 

KI-Verordnung mit geringem Aufwand zu erfüllen. Dies ist 

eine direkte Reaktion auf die Bedenken der Wirtschaft 

hinsichtlich Doppelverpflichtungen und regulatorischer 

Unsicherheit an der Schnittstelle zwischen der KI-Verord-

nung und bestehenden Produktsicherheitsvorschriften. 

 

 

7. Nächste Schritte: Legislativer Zeitplan 

 

Die Plenarabstimmung des Europäischen Parlaments 

über sein Mandat fand am 26. März 2026 statt. Nach der 

Verabschiedung beginnen nun die Trilog-Verhandlungen 

zwischen Parlament, Rat und Kommission. Angesichts der 

starken Übereinstimmung der Positionen von Parlament 

und Rat in zentralen Fragen, insbesondere bei den Umset-

zungs- bzw. Anwendungsfristen und dem Verbot von Nu-

difier-Systemen, dürften die Verhandlungen relativ zügig 

vonstattengehen. 

 

 

 

8. Auswirkungen auf Ihr Unternehmen 

 

Der Omnibus zur künstlichen Intelligenz verschafft zwar 

eine willkommene Gnadenfrist, dennoch sollten Unter-

nehmen die Fristverschiebungen für Hochrisiko-Systeme 

nicht als Signal verstehen, ihre Compliance-

Vorbereitungen aufzuschieben. Im Gegenteil, die zusätz-

liche Zeit sollte strategisch genutzt werden: 

 

• Compliance-Readiness ist nach wie vor dringend er-

forderlich. Die neuen Fristen, nunmehr im Dezember 

2027 bzw. im August 2028, werden schnell näher rü-

cken – insbesondere für Organisationen, die Konfor-

mitätsbewertungen durchführen, technische Doku-

mentation zusammenstellen, 

Risikomanagementsysteme einführen und Mechanis-

men für die menschliche Aufsicht einrichten müssen.  

 

• Die KI-Governance muss jetzt eingeführt werden. 

Bereits geltende Verpflichtungen, darunter jene zu 

verbotenen KI-Praktiken, zur KI-Kompetenz und zur 

Transparenz des GPAI-Modells, lässt der Omnibus un-

berührt und sie bleiben in Kraft. Nach seiner Verab-

schiedung wird das neue Verbot von „Nudifier“-Sys-

temen die Liste der verbotenen Praktiken erweitern. 

 

• Vertragliche Rahmenbedingungen müssen genauer 

betrachtet werden. Die sich entwickelnde Regulie-

rungslandschaft – insbesondere im Hinblick auf die 

Aufteilung der Verantwortlichkeiten zwischen Anbie-

tern und Anwendern – hat unmittelbare Auswirkun-

gen auf die Gestaltung von KI-bezogenen Verträgen. 

So sollten sich die in der KI-Verordnung geregelten 

Zuständigkeiten in Nutzungsbedingungen, Beschaf-

fungsverträgen und Partnerschaftsvereinbarungen 

wiederfinden. 

 

• Sich überschneidende Vorschriften Gap-Analysen. 

Für Unternehmen in regulierten Branchen wie im Ge-

sundheitswesen, im Finanzsektor, in der Automobil-

industrie und anderen, ist es von entscheidender Be-

deutung, das Zusammenspiel der KI-Verordnung mit 

bestehenden branchenspezifischen Vorschriften zu 

überblicken. Auch wenn die versprochenen Leitlinien 

der Kommission Orientierung geben werden, sollten 

Unternehmen eigene Gap-Analysen nicht bis dahin 

aufschieben. 
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